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Änderung des Landesbeamtengesetzes und anderer Vorschriften; 

Absenkung der Sonderaltersgrenze für Beamtinnen und Beamte des Einsatzdienstes der 

Feuerwehr 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Landtag von Baden-Württemberg hat am 25.11.2015 das Gesetz zur Änderung des 

Landesbeamtengesetzes (LBG) und anderer Vorschriften beschlossen. Es wird voraus-

sichtlich im Dezember 2015 im Gesetzblatt verkündet. Die Änderung des Landesbeam-

tengesetzes tritt am Tage nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft. Zu den sich für 

Beamtinnen und Beamte des Einsatzdienstes der Feuerwehr ergebenden rechtlichen 

Auswirkungen weisen wir auf Folgendes hin: 

 

Nach dem neuen § 36 Absatz 3a LBG treten Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit des 

Einsatzdienstes der Feuerwehr mit dem Ablauf des Monats in den Ruhestand, in dem sie 

das 60. Lebensjahr vollenden. Damit treten alle noch im Dienst stehenden Beamtinnen 

und Beamten, die zu diesem Zeitpunkt das 60. Lebensjahr vollendet haben und deren Al-

tersgrenze nicht aufgeschoben wurde, kraft Gesetzes mit Ablauf des 31.12.2015 in den 

Ruhestand. Will eine solche Beamtin oder ein solcher Beamter über diesen Zeitpunkt hin-

aus freiwillig weiterarbeiten, müsste sie oder er alsbald einen entsprechenden Antrag stel-
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len und der Eintritt des Ruhestands daraufhin vor Ablauf des 31.12.2015 hinausgeschoben 

werden. 

 

Für eine evtl. Hinausschiebung des Eintritts in den Ruhestand, die weiterhin bis zur Voll-

endung des 63. Lebensjahres möglich wäre, ist künftig erforderlich, dass sie im dienstli-

chen Interesse liegt (§ 39 LBG), und nicht mehr wie bisher, dass dienstliche Interessen 

nicht entgegenstehen. 

 

Die aufgrund der bisher geltenden Altersgrenze erst nach Vollendung des 60. Lebensjah-

res in den Ruhestand getretenen Beamtinnen und Beamten erhalten nach Artikel 9 § 1 

des Gesetzes von Amts wegen einen nicht ruhegehaltfähigen Zuschlag zu ihrer Besol-

dung, wenn sie den Höchstruhegehaltssatz (§ 27 Absatz 1 LBeamtVGBW) erreicht hatten. 

 

Die Änderung von § 22 Absatz 7 der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung, mit der der seit 

der Dienstrechtsreform erhöhte Anspruch auf Gewährung von Zusatzurlaub gestrichen 

wird, tritt nach Artikel 10 Satz 1 des Änderungsgesetzes zum 01.01.2016 in Kraft.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Volker Velten 


